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Abstract: Die «Verwertungsgesellschaftenrichtliniey 2014/26/EU fiihrt in ihrem Artikel 5 das Recht der
Rechteinhaber ein, auch bei aufrechtem Wahrnehmungsvertrag mit einer Verwertungsgesell-
schaft eine Lizenz fiir nicht-kommerzielle Nutzungen zu vergeben. Die Osterreichische Um-
setzung in § 26 VerwGesG erlegt den Verwertungsgesellschaften — dem Regelungsansatz der
Richtlinie folgend — die Pflicht auf, Bedingungen fiir die Ausiibung dieses Rechts festzusetzen,
wobei die genannte Bestimmung nicht unbetrdchtlichen Raum fiir Interpretation (und damit
Streitigkeiten) ldsst. Die Umsetzung durch die Verwertungsgesellschaften ist nicht einheitlich
und stellenweise kritisch zu wiirdigen.

1. Einfiihrung

Dass Rechteinhaber Lizenzen fiir die nicht-kommerzielle (im Folgenden: nk) Nutzung geschiitzter Inhalte
vergeben konnen, ist vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des Urheberrechts als Biindel exklusiver Aus-
schlieBungsrechte genauso selbstverstidndlich, wie das Recht, kommerzielle Nutzugshandlungen zu lizenzie-
ren. Durch die Wahrnehmungsvertrige, welche Rechteinhaber mit Verwertungsgesellschaften (im Folgenden:
VQ) eingehen, wird die Freiheit der Rechteinhaber jedoch traditionellerweise beschriankt bzw. eine exklusi-
ve Rechteeinrdumung vereinbart, die sich auf sdmtliche Nutzungshandlungen bezieht. Die «Verwertungsge-
sellschaftenrichtlinie»! (im Folgenden: VG-RL) ldutet in diesem Zusammenhang einen Paradigmenwechsel
ein und legt — neben zahlreichen weiteren Mindestrechten — das Recht der Rechteinhaber zur Erteilung von
Lizenzen fiir nk-Nutzungshandlungen auch bei aufrechtem Wahrnehmungsvertrag fest. Dieses Recht erhoht
die Flexibilitdt der Rechteinhaber und dient einerseits dem verbesserten Zugang zu kreativen Inhalten; an-
dererseits kann dies auch der eigenen Vermarktung, etwa auf der Website des Kiinstlers, dienlich sein. Der
vorliegende Beitrag untersucht die dsterreichische Umsetzung des Rechts zur Vergabe von nk-Lizenzen vor
dem Hintergrund der unionsrechtlichen Vorgaben. Ergénzend wird auf die Umsetzung durch die AKM und
die Literar-Mechana sowie auf die Rechtsfolgen von Rechtsverletzungen hingewiesen.

2. Unionsrechtliche Vorgaben

Die VG-RL enthilt keine ausdriickliche Aussage dariiber, ob VG in ihren Wahrnehmungsvertrdgen eine ex-
klusive Rechteiibertragung mit den Rechteinhabern vereinbaren kénnen.? Im Allgemeinen ist aber — sowohl

I Richtlinie 2014/26/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die kollektive Wahrnehmung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen fiir Rechte an Musikwerken fiir die Online-
Nutzung im Binnenmarkt, ABIL. L 2014/84, 72.

Explizit fordert aber Art. 29 Abs. 1 VG-RL eine nicht-exklusive Vereinbarung im Kontext der Vergabe von Mehrgebietslizenzen.


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0026&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0026&from=DE
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im Hinblick auf das européische Kartellrecht als auch nach der VG-RL — von einer Zuléssigkeit solcher Ver-
einbarungen auszugehen.? Dieser Grundsatz wird jedoch von Art. 5 Abs. 3 VG-RL abgeschwicht, nach dem
«Rechtsinhabern» (Art. 3 lit. ¢ VG-RL) das Recht zur Lizenzierung in Bezug auf die «nicht-kommerzielle
Nutzung von Rechten, von Kategorien von Rechten oder von Arten von Werken und sonstigen Schutzgegen-
standeny» eingerdumt wird; eine Einschrankung auf Werkkategorien (etwa Werke der Literatur oder Tonkunst)
erfolgt nicht. Einer Verwertungsgesellschaft ist es daher nicht erlaubt, die nk-Lizenzierung durch den Rech-
teinhaber auf die genannten Arten zu verbieten. Mitgliedstaaten und Verwertungsgesellschaften haben darauf
zu achten, dass die Ausiibung des Rechts nicht unndtig erschwert wird (vgl. ErwGr. 19 VG-RL). Dieses Recht
der Rechteinhaber ist wohl am besten als Ausnahme vom Exklusivititsgrundsatz der Rechteiibertragung und
nicht als Grundlage fiir eine «Rechte-Herausnahme» zu verstehen (vgl. Art. 5 Abs. 4 VG-RL). Der Unterschied
besteht darin, dass im ersten Fall eine parallele «Lizenzierungszustindigkeit» geschaffen wird; nk-Lizenzen
konnen sowohl bei der VG als auch beim Rechteinhaber erlangt werden.* Dies entspricht wohl am ehesten
dem Anliegen der VG-RL, da Nutzern wie Rechteinhabern so eine flexiblere Mdglichkeit zum Umgang mit
nk-Nutzungen geboten wird. Im zweiten Fall wére hingegen allein der Rechteinhaber zur Vergabe von nk-
Lizenzen berechtigt. Die Unklarheit der Bestimmung ldsst mehrere Auslegungsvarianten zu.® Ein bereits auf
den ersten Blick problematischer Knackpunkt der Bestimmung ist die Abgrenzung ihres sachlichen Anwen-
dungsbereiches, welcher auf die nk-Natur der Nutzungshandlungen abstellt. Die Richtlinie fiihrt zur Ausle-
gung dieser Wendung keine Definition oder Beurteilungskriterien an, sodass der Inhalt dieses Begriffs unklar
bleibt. Zumindest als Orientierungshilfe wird man jedoch die Literatur zu dhnlichen Wendungen in anderen
Rechtsakten der Union heranziehen konnen (vgl. Art. 5 Abs. 2 der «Urheberrechtsrichtlinie»® — im Folgenden:
Urh-RL).”

Zweck der Bestimmung ist die Erhhung der Flexibilitdat der Rechteinhaber, was der Verbreitung von kreati-
ven Inhalten dienlich ist. Genauso bezweckt die Bestimmung aber wohl die Eigenpromotion der Rechteinha-
ber; eine Studie zu einem niederlédndischen Pilotprojekt zur Lizenzierung von nk-Nutzungshandlungen zeigte,
dass die Eigenvermarktung sogar ein wesentlicher Beweggrund zur Schaffung eines solchen Instrumentes sein
kann.® Dies wird durchaus im Interesse der VG liegen, wenn durch die erhohte Aufmerksamkeit der Musiknut-
zer auf die Schutzgegenstinde des Rechteinhabers die Nachfrage an herkdmmlichen kommerziellen Lizenzen
gesteigert wird.’

Miernicki, Collective Management of Copyrights between Competition, Regulation, and Monopolism, facultas/Nomos, Wien
2017, S. 150 f; siche zum Kartellrecht auch Popp, Verwertungsgesellschaften, Manz, Wien 2001, S. 160 ff.

Kritisch zu diesem Gedanken HoLzmULLER, Umsetzung der EU-Richtlinie fiir Verwertungsgesellschaften in deutsches Recht —
Umsetzungsbedarf aus Sicht der GEMA, ZUM 2014, S. 468 (S. 469).

WALTER, Urheber- und Verwertungsgesellschaftenrecht *15, Medien und Recht, Wien 2015, S. 236, auch mit dem Hinweis auf
eine dritte Deutungsvariante, ndmlich, dass nk-Nutzungen {iberhaupt nicht von VG lizenziert werden sollen; vgl. auch Merz-
GER/HEINEMANN, The Right of the Author to Grant Licenses for Non-Commercial Use: Creative Commons Licenses and the Di-
rective on Collective Management, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 12). Diese Auslegung steht freilich im Spannungsverhéltnis mit der
Wahrnehmungspflicht (Art. 5 Abs. 2 VG-RL), siche unten 4.4.

Richtlinie 2001/29/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft, ABI. L 2001/167, 10.

Siehe etwa zur «Privatkopie» (Art. 5 Abs. 2 lit. b Urh-RL) ausfiihrlich Karapapa, Private Copying, Routledge, Abingdon 2012,

S. 79 ff.

KELLER/ZONDERVAN, Evaluation of the Creative Commons Buma/Stemra pilot.
https://www.creativecommons.nl/downloads/100824evaluation_pilot_en.pdf (alle Websites zuletzt aufgerufen am 5. Ja-

nuar 2018), 2010. Siche dazu auch CreaTive Commons OsTERREICH, Stellungnahme zum Entwurf des VerwGesG 2016.
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_06268/index.shtml.

9 FREUDENBERG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'®, C.H.Beck, Miinchen 2017, § 11 VGG
Rz. 7 (Stand 1. November 2017, beck-online.beck.de).


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:167:0010:0019:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:167:0010:0019:DE:PDF
https://www.creativecommons.nl/downloads/100824evaluation_pilot_en.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_06268/index.shtml
https://beck-online.beck.de/Home

Das Recht zur Vergabe nicht-kommerzieller Lizenzen nach der RL 2014/26/EU und seine Umsetzung in Osterreich

3. Umsetzung im Verwertungsgesellschaftengesetz 2016

Die Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben erfolgte in § 26 Verwertungsgesellschaftengesetz 2016'° (im
Folgenden: VerwGesG). Ahnlich wie § 11 des deutschen Verwertungsgesellschaftengesetzes!! (im Folgenden:
dVGQG) tibernimmt die Bestimmung die RL nicht wortgleich, sondern spricht davon, dass der Rechteinhaber
berechtigt bleibt, «seine Werke oder Schutzgegenstande» fiir nk-Nutzungen zu lizenzieren.

3.1. Art und Umfang der Berechtigung

§ 26 VerwGesG berechtigt den Rechteinhaber (§ 2 Z. 3 VerwGesG), d.h. den Inhaber von Ausschliefungs-
rechten (oder Vergiitungs- bzw. Beteiligungsanspriichen), und folgt damit terminologisch grds. der VG-RL.
Zu bemerken ist allerdings, dass § 26 VerwGesG insoweit hinter Art. 5 Abs. 3 VG-RL (und § 11 dVGG) zu-
riickbleibt, als der Anwendungsbereich der Bestimmung auf «ausschlieliche Rechte» beschrankt wird. Da
sich nur bei der Einrdumung von ausschlieSlichen Rechten iiberhaupt das eingangs besprochene Grundpro-
blem stellt — ndmlich, dass der Rechteinhaber nicht zur nk-Lizenzierung seiner eigenen Schutzgegenstande
berechtigt wire — erscheint dies als unproblematisch. Vergiitungsanspriiche, wie etwa nach § 42b Urheber-
rechtsgesetz'? (im Folgenden: UrhG), sind jedoch keine Rechte nach § 26 VerwGesG.'? Dies ergibt sich aus
dem Umstand, dass fiir die erfassten Handlungen (§ 42 UrhG) keine Zustimmung des Rechteinhabers und
somit auch keine Lizenz erforderlich ist.'"* AuBerdem fillt es schwer von einer «Einrdumung» von Rechten zu
sprechen, die nur von VG wahrgenommen werden kénnen (vgl. § 42b Abs 5 UrhG).

Auf Grund der Definition ist eine Stellung als Mitglied (§ 2 Z. 5 VerwGesG) — im Vergleich zum «Rechte-
inhaber» der engere Begriff — daher nicht erforderlich.'> Wihrend der Rechteinhaber Tréiger des Rechts ist,
profitieren mittelbar Dritte, denen auf dieser Grundlage eine Lizenz eingerdumt wird. Fraglich bleibt aber,
ob der Rechteinhaber unter Berufung auf diese Bestimmung auch selbst zur Nutzung seiner Werke berechtigt
ist. Die Materialien zum dVGG bejahen dies ausdriicklich;'® auBerdem spricht § 11 dVGG davon, dass die
Lizenz «jedermann» eingeriumt werden kann,'” wihrend § 26 VerwGesG von «anderen» spricht. Dennoch
muss auch nach Osterreichischer Rechtslage der Rechteinhaber die Mdglichkeit haben, eine eigene Nutzung
auf § 26 VerwGesG zu stiitzen. Dies ergibt sich aus einem GroBenschluss: Ist der Rechteinhaber berechtigt,
«anderen» — im Verhiltnis zur VG Dritten — die Nutzung seiner Schutzgegenstinde zu gestatten, erscheint es
als konsequent, ihm diese Moglichkeit auch selbst einzurdumen. Teleologisch lésst sich dies auch mit dem
Umstand begriinden, dass eine Eigenwerbung (etwa auf der Website des Kiinstlers) anderenfalls erheblich
erschwert wire.

Verpflichtet wird die VG, die Bedingungen fiir die Ausiibung des Rechts festzulegen und nach diesen die Ge-
wihrung von nk-Lizenzen zuzulassen hat. Diese Pflicht (bzw. das Recht des Rechteinhabers) ist wohl grds.
vertraglicher Natur, obwohl nach der Definition (§ 2 Z. 3 VerwGesG) Rechteinhaber nicht zwingend einen Ver-
trag mit der VG abgeschlossen haben miissen; dies trifft vielmehr auf Bezugsberechtigte (§ 2 Z. 4 VerwGesG)
— ein Begriff, der der VG-RL in dieser Form fremd ist — zu.'® § 26 VerwGesG spricht jedoch davon, dass der
VG die Rechte «eingerdumt» wurden; aullerdem haben sie die Bedingungen fiir nk-Lizenzen in die Wahrneh-

Bundesgesetz iiber Verwertungsgesellschaften (Verwertungsgesellschaftengesetz 2016 — VerwGesG 2016) BGBI. 12016/27.
Gesetz liber die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften (Verwertungs-
gesellschaftengesetz — VGG) BGBI. 12016/24, 1190.

Bundesgesetz liber das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Kunst und iiber verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsge-
setz) BGBI. 1936/111 i.d.F. BGBI. 12015/99.

13 FreupengerG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'$, § 11 VGG Rz. 13.

14 vgl. OGH 21. Februar 2017, 4 Ob 62/16w.

15 FreupenserG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'$, § 11 VGG Rz. 2.

16 Amtliche Begriindung BT-Drs. 18/7223, S. 75.

17" FreubenBErG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'®, § 11 VGG Rz. 3 f.

Die Erlduterungen sprechen noch davon, dass das Recht zur Erteilung von nk-Lizenzen «beim Bezugsberechtigten verbleibty», siche
ErlautRV 1057 BIgNR 25. GP 22.


https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009532
https://www.gesetze-im-internet.de/vgg/VGG.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10001848
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009532
https://www.gesetze-im-internet.de/vgg/BJNR119010016.html
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10001848
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20170221_OGH0002_0040OB00062_16W0000_000
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mungsvertrige aufzunehmen (§ 26 Abs. 2 VerwGesG).!? Dies leuchtet auch deshalb ein, da keine Ausnahme
zugunsten jener Rechteinhaber nétig ist, die der VG keine Rechte libertragen haben. Insofern diirfte das Recht
zur Vergabe von nk-Lizenzen zwingender Bestandteil des Wahrnehmungsvertrages werden.

3.2. Gegenstand der Berechtigung

Gegenstand des Rechts sind die «Werke oder Schutzgegenstinde» (also auch solche, fiir die Leistungsschutz
bzw. verwandte Schutzrechte bestehen)*® des Rechteinhabers, die zum Repertoire (§ 2 Z. 9 VerwGesG) der
VG gehoren. Damit hat das VerwGesG eine von der VG-RL abweichende Formulierung gewéhlt; Letztere
stellt namlich auf Kategorien von Rechten bzw. Arten von Werken ab.?! In der Literatur zur VG-RL wird des-
halb davon ausgegangen, dass eine Lizenzierung von einzelnen Werken nicht moglich ist.?? Im Entwurf>® war
in § 26 noch vorgesehen, dass der Rechteinhaber seine Rechte und Schutzgegenstinde fiir «einzelne Verwer-
tungsarten» lizenzieren kann. Dabei wurde befiirchtet, dass diese Formulierung zu einer eher einschriankenden
Leseart der Bestimmung fithren konnte.>* Die Wendung wurde schlieBlich nicht in den Gesetzestext iibernom-
men, wohl um die Flexibilitdt der Rechteinhaber nicht zu gefahrden. Es ist daher mE durchaus vertretbar, dass
eine VG auch die nk-Lizenzierung einzelner Werke gestatten muss, um den Rechteinhabern eine groB3ere Fle-
xibilitit zu ermdglichen. Dies ist mit dem Wortlaut von § 26 VerwGesG — der die VG-RL gerade nicht wortlich
tibernimmt — und dem Mindestschutzprinzip (ErwGr. 9 VG-RL) vereinbar.

3.3. Nicht-kommerzielle Nutzungshandlungen

Das Problem des unklaren Anwendungsbereiches des Rechts findet sich auch in der Umsetzung im Verw-
GesG in Gestalt der nk-Nutzungshandlungen wieder. Der sterreichische Gesetzgeber hat damit die Chance
einer Prézisierung nicht genutzt; dabei muss aber betont werden, dass dieser — trotz der wohl grds. bestehenden
Umsetzungsspielrdume der Mitgliedstaaten?> — in Umsetzung des Unionsrechts mit dhnlichen Interpretations-
problemen wie der einfache Rechtsanwender zu kdmpfen hat. Die Bestimmung des Art. 5 Abs. 3 VG-RL ist
nimlich autonom auszulegen.? Wihrend das Konzept der «Nicht-Kommerzialitit» an manchen Stellen des
Unionsrechts erwihnt wird, findet eine nihere Bezugnahme auf den Begriffsinhalt nur ausnahmsweise statt.?’
Es erscheint jedoch nicht ausgeschlossen, Konzepte von Richtlinien auf andere, insofern &hnlich gestaltete
Rechtsakte, zu iibertragen.?® Besonders ausfiihrliche Literatur und Rechtsprechung existiert zur sog. «Privat-
kopie», welche «weder fiir direkte noch indirekte kommerzielle Zwecke» gilt (Art. 5 Abs. 2 lit. b Urh-RL).

Insofern ist § 11 dVGG noch deutlicher, der von einer Einrdumung oder Ubertragung spricht.

20" vgl. dazu ErlautRV 1057 BIgNR 25. GP 22 («Urheber oder Leistungsschutzberechtigtey).

2l Vgl. dazu Erl&utRV 1057 BIgNR 25. GP 22.

22 Guisautr, Collective Rights Management Directive. In: Stamatoudi/Torremans (Hrsg.), EU Copyright Law, Elgar, Northampton
2014, S. 696 (S. 722 f.); GuiBauLT/vAN GomPEL, Collective Management in the European Union. In: Gervais (Hrsg.), Collective
Management of Copyright and Related Rights®, Wolters Kluwer, Alphen aan den Rijn 2016, S. 139 (S. 150 f.).

2 ME VerwGesG 2016, 186/ME 25. GP.

24 Siehe z.B. CReEATIVE Commons OsTERREICH, Stellungnahme zum Entwurf des VerwGesG 2016.

25 BecurnoLp, Directive 2001/29/EC. In: Dreier/Hugenholtz (Hrsg.), Concise European Copyright Law, Wolters Kluwer, Alphen aan
den Rijn 2016, S. 421 (S. 461) in Bezug auf Art. 5 Urh-RL.

26 Vgl. MetzGer/HEINEMANN, Non-Commercial Use, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 18). In der Rechtsprechung zum gerechten Aus-
gleich nach der Urh-RL begriindet das Gericht diesen Grundsatz damit, dass die Urh-RL nicht auf innerstaatliches Recht verweist
und Sinn und Zweck der Bestimmung eine einheitliche Auslegung zur Erreichung der Ziele des Binnenmarktes ist, siche EuGH
21. Oktober 2010, C-467/08, Rz. 31, 34-36. Siche auch EuGH 26. April 2012, C-510/10 Rz. 35-36; EuGH 10. April 2014, C-
435/12, Rz. 49; ErwGr. 32 Urh-RL. Gleichzeitig wird in diesen Grenzen aber auch der Spielraum fiir die Mitgliedstaaten betont,
vgl. EuGH 21. Oktober 2010, C-467/08, Rz. 37, siche auch EuGH 5. Mirz 2015, C-463/12, Rz. 56-62.

27 Siehe z.B. ErwGr. 42 Urh-RL oder ErwGr. 18 der Richtlinie 2012/28/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25.
Oktober 2012 iiber bestimmte zuldssige Formen der Nutzung verwaister Werke, ABI. L 2012/299, 5.

28 Siehe WaLTER, Osterreichisches Urheberrecht I, Medien und Recht, Wien 2008, S. 269, der fiir die Auslegung von Begriffen der

Urh-RL die Vermiet- und Verleih-Richtlinie (Richtlinie 2006/115/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem-

ber 2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimmten dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des

geistigen Eigentums, ABL L 2006/376, 28) heranzicht.


http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B467%3B8%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2008%2F0467%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-467%252F08&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B510%3B10%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2010%2F0510%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-510%252F10&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B435%3B12%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2012%2F0435%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-435%252F12&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B435%3B12%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2012%2F0435%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-435%252F12&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B467%3B8%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2008%2F0467%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-467%252F08&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B463%3B12%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2012%2F0463%2FJ&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-463%252F12&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=435646
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:299:0005:0012:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32006L0115&from=DE
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Besonders bei der «Privatkopie» sollte jedoch beachtet werden, dass fiir diese freie Werknutzung (neben ande-
ren abweichenden Voraussetzungen) nk und kumulativ private Handlungen (Vervielfiltigungen) tatbestands-
miBig sind; Letzteres wird von der VG-RL gerade nicht gefordert. Zu Recht wird in der Literatur betont, dass
eine «private» Nutzung nicht mit einer nk-Nutzung gleichzusetzen ist.?’ Dies wiirde auch dem berechtigten
Interesse an der Selbstvermarktung des Kiinstlers entgegenstehen. Gleiches wiirde wohl fiir gemeinniitzige
bzw. wohltitige Zwecke zutreffen.>® Der OGH entschied kiirzlich, dass kommerzielle Zwecke iiblicherweise
dann nicht vorliegen, wenn Nutzungshandlungen durch den Endnutzer erfolgen, au8er dieser handelt etwa im
Betrieb seines Unternehmens.>!

Jedenfalls werden auf Gewinn gerichtete Nutzungshandlungen nicht unter § 26 VerwGesG fallen.’? Im Be-
reich der Creative-Commons-Lizenzen werden kommerzielle Handlungen im Allgemeinen als solche defi-
niert, die «auf die Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteils gerichtet» sind.>® Es liegt auf der Hand, dass es zu
schwierigen Abgrenzungsfragen im Einzelfall kommen kann. Eine Nutzung sollte aber nicht schon deswegen
als kommerziell gelten, weil sich der Nutzer bei kostenloser Lizenzerteilung die Zahlung einer Lizenzgebiihr
erspart und somit einen wirtschaftlichen Vorteil im weiteren Sinn generiert; dies wiirde den Zweck der Be-
stimmung gefihrden.’* Uberhaupt sagt weder die VG-RL noch § 26 VerwGesG, ob fiir die Lizenzierung eine
Vergiitung verlangt werden darf. Da das zwingende Tatbestandsmerkmal der Nicht-Kommerzialitéit an der Nut-
zungshandlung, nicht jedoch an der Lizenzvergabe ansetzt (insoweit ist die Vergabe selbst keine Nutzung i.S.d.
Bestimmung), diirften Regelungen in dieser Hinsicht den VG tiberlassen sein.> Ist der Rechteinhaber jedoch
selbst der Nutzer der Inhalte, gilt dieser (insofern strenge) Maf3stab auch fiir ihn. Gerade in diesem Zusam-
menhang erscheint es aber wichtig, die Grenzen nicht zu eng zu legen, um den Zweck der Bestimmung nicht
zu vereiteln. Schédlich wire wohl eine Nutzung, mit der eine Gegenleistung verbunden ist, wie etwa Sponso-
ring oder bezahlte Werbung, nicht jedoch die Zur-Verfiigung-Stellung auf der Homepage des Kiinstlers, selbst
wenn parallel kostenpflichtige Inhalte angeboten werden, soweit die Eigenwerbung iiberwiegt.*

4. Ausiibungsbedingungen der Verwertungsgesellschaften

4.1. «Regelungsauftrag» an die Verwertungsgesellschaften

Nach § 26 Abs. 2 VerwGesG hat die Mitgliederhauptversammlung (vgl. § 14 Abs. 2 Z. 1 VerwGesG)®’ Bedin-
gungen fiir die Ausiibungen des Rechts nach Abs. 1 festzulegen, was dem Konzept der VG-RL entspricht (vgl.

2 Poort/QuinTals, The Levy Runs Dry: A Legal and Economic Analysis of EU Private Copying Levies, JIPITEC (3) 2013, S. 205
(S. 208).
Vgl. KarapaPa, Private Copying, S. 80.
OGH 21. Februar 2017, 4 Ob 62/16w. Der OGH scheint «private» und «kommerzielle» Nutzungshandlungen allerdings nicht
durchgehend zu trennen: «Die Ausnahme vom Vervielfiltigungsrecht konnen daher jedenfalls nur natiirliche Personen in Anspruch
nehmen, die zudem die Vervielfdltigung nicht fiir kommerzielle, also fiir private Zwecke vornehmen [...].»
2 Vgl. Karapara, Private Copying, S. 83; Korn. In: Kucsko/Handig (Hrsg.), urheber.recht?, Manz, Wien 2017, § 45 UrhG Rz. 16
(Stand 1. April 2017, rdb.at). Siche auch EuGH 27. Februar 2014, C-351/12 Rz. 39; Art. 3 lit. b und ErwGr. 15 VG-RL.
Borsas, Creative-Commons-Lizenzen: Rechte und Praxis, MR 2017, S. 231 (S. 235 f.) m.w.N.; zur deutschen Rechtslage sie-
he z.B. METZGER/HEINEMANN, Non-Commercial Use, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 18 f.); WAGNER, Aktuelle Moglichkeiten und
rechtliche Probleme der Creative Commons-Lizenzmodelle, MMR 2017, S. 216 (S. 219 f. Vgl. auch ErwGr. 14 der Richtlinie
2004/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigen-
tums, ABIL. L 2004/157, 45; Van GompEL, Directive 2014/26/EU. In: Dreier/Hugenholtz (Hrsg.), Concise European Copyright Law,
Wolters Kluwer, Alphen aan den Rijn 2016, S. 541 (S. 573).
Vgl. zur Privatkopie z.B. Karaprapa, Private Copying, S. 90 f.
FREUDENBERG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'®, § 11 VGG Rz. 17 (mit dem Hinweis,
dass eine etwaige Gebiihr wohl niedriger als fiir kommerzielle Nutzungen zu sein hat).
FREUDENBERG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'®, § 11 VGG Rz. 8 ff. mit weiteren Bei-
spielen.
37 Teilnahme- und stimmberechtigt sind grds. alle Mitglieder (§ 15 Abs. 11.V.m. § 2 Z. 5 VerwGesG), nicht aber die

Rechteinhaber oder Bezugsberechtigte. Vorgeschlagen wurde, die diesbeziigliche Beschlussfassung auf die Be-

zugsberechtigten auszuweiten, siche BUNDESARBEITSKAMMER, Stellungnahme zum Entwurf des VerwGesG 2016.
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ErwGr. 19). Diesem Regelungsauftrag folgend haben die dsterreichischen VG entsprechende Beschliisse erlas-
sen und ihre Wahrnehmungsvertrage erginzt. Solche Regelungen sind auch unbedingt nétig, schlieBlich muss
die Verwertungsgesellschaft zur Erfiillung ihrer Aufgaben tiberpriifen konnen, ob geschiitzte Inhalte gédnzlich
eigenmichtig oder eben auf Grundlage einer vom Rechteinhaber erteilten Lizenz fiir nk-Handlungen genutzt
werden;*® da im zweiten Fall die Nutzung rechtmiBig erfolgt, kommt eine Rechtsdurchsetzung durch die Ver-
wertungsgesellschaft nicht in Betracht. In der Folge wird zur Illustration der &sterreichischen VG beispielhaft
auf die Regelungen der AKM>® (Werke der Tonkunst) und der Literar-Mechana*® (Sprachwerke) eingegangen
und auf besondere Problembereiche und unterschiedliche Ansitze hingewiesen.

4.2. Verfahren zur Erlangung des Rechts auf Vergabe nicht-kommerzieller Lizenzen

Bei der «technischen» Umsetzung des neuen Rechts sind bei den in den VG implementierten Strukturen durch-
aus unterschiedliche Zugénge zu beobachten: So ldsst die Literar-Mechana grds. eine Meldung iiber die ge-
plante Vergabe einer nk-Lizenz durch den Rechteinhaber geniigen (siehe aber unter 4.4.).*' Demgegeniiber ist
nach den Regelungen der AKM ein Verfahren zu durchlaufen, an dessen Ende der Rechteinhaber eine kosten-
lose Lizenz an den ihm zugeordneten Schutzgegenstinden erhilt;*? auf dieser Grundlage ist er zur weiteren
Lizenzierung fiir nk-Nutzungshandlungen erméchtigt. Wéhrend die erste Losung am ehesten dem Wortlaut des
§ 26 Abs. 1 VerwGesG entspricht («bleibt» berechtigt), ist die zweite Losung angesichts des Regelungsauftra-
ges der regulatorischen Vorgaben und des damit verbliebenen Spielraumes fiir VG wohl nicht von vornherein
unzulissig.¥® Vielmehr erscheint es als entscheidend, dass das gewiinschte Ziel der Bestimmung — die mdg-
lichst einfache Vergabe der nk-Lizenzen durch die Rechteinhaber — von der VG nicht ungebiihrlich erschwert
oder in die Linge gezogen wird.** Bereits vor der VG-RL waren unterschiedliche Bedingungen bei VG fiir
musikalische Werke und solche der Literatur nicht uniiblich.*’

4.3. Lizenzierung einzelner Werke

Sowohl die AKM als auch die Literar-Mechana gehen offensichtlich davon aus, dass Rechteinhabern auch
das Recht zusteht, einzelne Werke flir nk-Nutzungen zu lizenzieren. Dies ergibt sich fiir die AKM aus dem
Antrag auf die Einleitung des Verfahrens zur Vergabe einer nk-Lizenz, in dem einzelne Musikwerke angegeben
werden konnen.*® Fiir die Literar-Mechana geht dies bereits aus dem Wahrnehmungsvertrag hervor, in dem es
heiflt: «Will der/die Bezugsberechtigte Werknutzungsbewilligungen an einzelnen Werken fiir nk-Nutzungen
vergeben, geniigt dazu eine formlose Mitteilung an die Literar-Mechana.»*’

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_06280/imfname_513818.pdf. Dies hat jedoch keinen Niederschlag
im Gesetzestext gefunden.

Vgl. mit dem Hinweis auf das Interesse der VG an einer «wirksamen und effizienten» Rechtewahrnehmung ErldutRV 1057 BIgNR
25. GP 23.

AKM, Bedingungen und Regeln iiber Nicht-Kommerzielle Lizenzen. http://www.akm.at/wp-
content/uploads/2016/10/Bedingungen-und-Regeln NK-Lizenzen AKM.pdf (im Folgenden: AKM Bedingungen).
LitERAR-MECHANA, Wahrnehmuungsvertrag Literrar-Mechana (Sprachwerke). https://www.literar.at/docs/default-
source/downloads/neu-wnv-kommentiert-12-2016-autoren-verlage.pdf?sfvrsn=16 (im Folgenden: Literar-Mechana Wahrnehmungs-
vertrag).

Literar-Mechana Wahrnehmungsvertrag § 1 Abs 6.

42 AKM Bedingungen S. 2.

4 Kritisch dazu FREUDENBERG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'$, § 11 VGG Rz.4.

4 vgl. ErlautRV 1057 BIgNR 25. GP 23.

4 Siche nur METZGER/HEINEMANN, Non-Commercial Use, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 12 ff.); WaLTER, Urheber- und Verwertungsge-
sellschaftenrecht *15, S. 236.

AKM, Antrag zum Erwerb einer vergiitungsfreien Werknutzungsbewilligung fiir die nicht-kommerzielle Nutzung von Musikwer-
ken. http://www.akm.at/wp-content/uploads/2017/05/Formular_zum_Erwerb_verguetungsfreier_Lizenz_Dritte.pdf.
Literar-Mechana Wahrnehmungsvertrag Kommentar zu § 1 Abs 6.
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4.4. Exklusivititsgrundsatz

Hingegen herrscht hinsichtlich des Exklusivitdtsgrundsatzes bei den beiden hier betrachteten VG offenbar ein
unterschiedliches Verstdndnis vor. Aus den Regelungen der AKM geht relativ klar hervor, dass die VG — falls
der Rechteinhaber nicht von seinem Recht Gebrauch macht — grds. auch fiir die Vergabe von nk-Lizenzen
zusténdig ist; insofern findet sich auch eine Regelung fiir die Beendigung der nk-Lizenz und die wiederherge-
stellte Zustandigkeit der VG.*® Im Unterschied dazu heiBt es im Wahrnehmungsvertrag der Literar-Mechana,
dass diese «AusschlieBlichkeitsrechte [ ...] derzeit nur im Bereich kommerzieller Nutzungen wahr[nimmt]».*
Dies muss wohl so verstanden werden, dass der Rechteinhaber, auch nach dem Abschluss des Wahrnehmungs-
vertrages mit der VG, allein fiir die nk-Lizenzierung seiner Werke zusténdig ist. Ein solches Verstindnis ist
aber dann problematisch, wenn der Rechteinhaber sehr wohl die Dienstleistungen der VG in Anspruch neh-
men bzw. nur in Ausnahmefille seine Schutzgegenstande fiir nk-Nutzungen zur Verfiigung stellen will; dem
Rechteinhaber werden i.d.R. die Ressourcen fiir eine professionelle Uberwachung und Lizenzierung von nk-
Nutzungen fehlen. Daher ist zu iiberlegen, inwieweit die Wahrnehmungspflicht (§ 23 VerwGesG) einer Zu-
riickweisung eines Antrags auf die Wahrnehmung von Rechten fiir nk-Nutzungen entgegensteht. Diese Pflicht
der VG bezieht sich auf die « Wahrnehmung der zu ihrem Tétigkeitsbereich gehdrenden Rechte». Obwohl den
VG gewisser Spielraum bei der Ausgestaltung zukommt (§ 23 Abs. 2 VerwGesQG), erscheint es besonders
im Hinblick auf den Monopolgrundsatz (§ 7 VerwGesG) fraglich, ob die Wahrnehmung bestimmter Rechte
tatsdchlich auf deren kommerzielle Nutzung beschrankt werden kann.

In der Folgenabschitzung der Kommission zum Vorschlag fiir die VG-RL wurde die Tétigkeit von VG tlw. nur
auf «kommerzielle Nutzer» bezogen.>® Dies wurde zu Recht kritisiert, da auch nk-Nutzungen grds. dem Urhe-
berrecht unterliegen.®! Insofern kann also durchaus ein Wahrnehmungsinteresse der Rechteinhaber bestehen;
aus der Definition von VG bzw. «Organisation fiir kollektive Rechtewahrnehmungy (Art. 3 lit. a VG-RL und
§ 2 Z. 1 VerwGesG) geht eine solche Beschriinkung jedenfalls nicht hervor. Uberlegt werden konnte allenfalls,
ob «Rechte fiir nk-Nutzungen» eine eigene Kategorie von Rechten®® i.S.d. Art. 5 Abs. 2 VG-RL (bzw. § 23

VerwGesG), welche den Titigkeitsbereich von VG abgrenzen, darstellen konnen.™

4.5. Definition «nicht-kommerzieller» Nutzungshandlungen

SchlieBlich ist zu kldren, ob den VG durch den Regelungsauftrag des Gesetzes die Moglichkeit zukommt, iiber
eine Definition des Begriffs «nicht-kommerziell» den Anwendungsbereich des Rechts nach § 26 VerwGesG
zu bestimmen. Dies erscheint im Hinblick auf Zweck und Formulierung der Bestimmung als zweifelhaft; der
VG-RL ging es wohl eher darum, die VG mit den Ausiibungsmodalititen des Rechts zu betrauen.>* Soweit
die implementierten Regelungen so zu interpretieren sind, dass diese nur die geltende Rechtslage wiedergeben
bzw. klarstellend Situationen festlegen, in denen eine nk-Nutzung jedenfalls gegeben ist, diirfte dies jedoch
unproblematisch sein. Letzteres konnte umgekehrt — angesichts der fehlenden Definitionen in der VG-RL und

4 AKM Bedingungen S. 2.

49 Literar-Mechana Wahrnehmungsvertrag Kommentar zu § 1 Abs 6.

30 EuropirsciE Kommission, Commission Staff Working Document Impact Assessment, SWD(2012) 204 final, S. 162.
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52012SC0204&from=EN, 2012.
Drexr/NErissoN/TrRuMPKE/HILTY, Comments of the Max Planck Institute for Intellectual Property and Competition Law on the
Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council on Collective Management of Copyright and Related Rights
and Multi-Territorial Licensing of Rights in Musical Works for Online Uses in the Internal Market COM (2012)37, 1IC 2013, S. 322
(S. 338).

Vgl. dazu Miernicki, Collective Management, S. 114, 119 ff.

Geht man davon aus, dass die Rechteinhaber das Mandat zur Rechtewahrnehmung auf kommerzielle Nutzungen im Sinne von
Rechts- bzw. Nutzungskategorien beschrinken konnen, wenn sie mit den Bedingungen der VG fiir die Vergabe von nk-Lizenzen
nicht einverstanden sind — siche dazu FREupENBERG. In: Ahlberg/Gétting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht!®,

§ 11 VGG Rz. 15, in diese Richtung auch MeTzER/HEINEMANN, Non-Commercial Use, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 19 ) —, miiss-
te man diese Frage konsequenterweise bejahen.

3 Merzcer/HEINEMANN, Non-Commercial Use, JIPITEC (6) 2015, S. 11 (S. 18).
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dem VerwGesG — sogar zu einer Erhdhung der Rechtssicherheit beitragen. Eine Verringerungen des gesetzli-
chen (bzw. unionsrechtlich) vorgegebenen Mindeststandards wére demgegeniiber unzulissig.>> Unter diesen
Gesichtspunkten sind auch die Regelungen der VG zu priifen; dabei ist neben der Definition selbst an weitere
Bedingungen, wie etwa zu sog. «gemischten Nutzungen» zu denken.>®

5. Rechtsfolgen und Durchsetzung

§ 26 VerwGesG spricht nicht an, wie die Durchsetzung des neuen Rechts zu erfolgen hat. Da das Recht zur
Vergabe von nk-Lizenzen Teil des Wahrnehmungsvertrages zwischen Rechteinhaber und VG wird (siehe 3.1.),
ist zundchst an schuldrechtliche Konsequenzen nach allgemeinem Zivilrecht zu denken. Das Recht kann wohl
nicht abbedungen werden, was sich aus dem notwendigen Schutz der Rechteinhaber sowie dem Zweck der
Bestimmung ergibt. Das VerwGesG selbst enthélt zwar Bestimmungen zur Streitbeilegung durch den Schlich-
tungsausschuss (§ 65 VerwGesG),>” die Bestimmung des § 26 wird darin aber nicht genannt. Demgegeniiber
miisste es gem. § 64 VerwGesG moglich sein, um Vermittlung bei der Aufsichtsbehdrde anzusuchen, wenn
der Streitfall nicht im Beschwerdemanagement geldst werden kann (§ 63 VerwGesG). Werden nk-Lizenzen
erteilt und von der Verwertungsgesellschaft nicht als giiltig anerkannt, wird diese Frage jedoch letztlich wohl
von einem ordentlichen Gericht entschieden werden miissen.

6. Fazit

Die osterreichische Umsetzung des Rechts zur Vergabe von nk-Lizenzen entspricht grds. den unionsrechtlichen
Vorgaben. Nach dem VerwGesG 2016 ist der Rechteinhaber {iber den Wortlaut der Richtlinie hinaus auch selbst
zur nk-Nutzung seiner Schutzgegenstinde — auch im Hinblick auf einzelne Inhalte — berechtigt. Unsicherheiten
bestehen allerdings bei der Definition von «kommerziellen» Nutzungshandlungen; hier konnten Regelungen
Abhilfe schaffen, nach denen klar abgegrenzte Nutzungshandlungen jedenfalls als «nicht-kommerziell» zu
qualifizieren sind. Nicht zu streng sollte die Nutzung zur Eigenpromotion des Rechteinhabers beurteilt wer-
den. AuBerdem erscheint es als essentiell, dass den Rechteinhabern bei der praktischen Inanspruchnahme ihres
Rechts keine ungebiihrlichen Hiirden in den Weg gelegt werden. Bei der Auslegung des neuen Rechts ist je-
doch zu beachten, dass das Interesse der Rechteinhaber nach Flexibilitit dem Erfordernis einer effizienten
Rechtewahrnehmung und einer ordentlichen Erfassung der lizenzierten Inhalte gegeniibersteht. Die Umset-
zung durch die beiden betrachteten VG diirfte im Wesentlichen den gesetzlichen Vorgaben entsprechen, wobei
auch hier einige Fragen — etwa zum Exklusivitdtsgrundsatz und der Wahrnehmungspflicht — ungeklért sind.

35 Fiir zuléissig erachtet wird allerdings eine gerechtfertigte umfangméBige Beschrinkung der Vergabe von nk-Lizenzen, etwa durch
zeitlich limitiertes Streaming, siche FREUDENBERG. In: Ahlberg/Gotting (Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Urheberrecht'$,
§ 11 VGG Rz. 11.

AKM Bedingungen S. 1. Eine gemischte Nutzung liegt demnach vor, «wenn Werke, fiir die eine NK-Lizenz erteilt werden soll,
zusammen mit Werken genutzt werden, fiir welche die AKM keine NK-Lizenz, sondern eine herkommliche Werknutzungsbewil-
ligung, vergibt.» Nach den Bedingungen ist fiir solche gemischte Nutzungen weiterhin eine normale Werknutzungsbewilligung
erforderlich.

57 Siehe dazu BoGENDORFER, Vermittlung und Schlichtung, ipCompetence (16), S. 10.

56



	Einführung
	Unionsrechtliche Vorgaben
	Umsetzung im Verwertungsgesellschaftengesetz 2016
	Art und Umfang der Berechtigung
	Gegenstand der Berechtigung
	Nicht-kommerzielle Nutzungshandlungen

	Ausübungsbedingungen der Verwertungsgesellschaften
	«Regelungsauftrag» an die Verwertungsgesellschaften
	Verfahren zur Erlangung des Rechts auf Vergabe nicht-kommerzieller Lizenzen
	Lizenzierung einzelner Werke
	Exklusivitätsgrundsatz
	Definition «nicht-kommerzieller» Nutzungshandlungen

	Rechtsfolgen und Durchsetzung
	Fazit

